
zumessung, aus denen hervorgeht, daß von keinem 
Richter der Nutzen der eigenen Erfahrung für die Straf­
zumessung in Zweifel gezogen wurde./16/
Für die Strafzumessungspraxis ist es wichtig, bei dieser 
Art von Erfahrungen zwischen solchen zu unterschei­
den, die das Gericht aus der Analyse der eigenen Recht­
sprechung gewonnen hat, und solchen, die sich nicht 
analysiert in den Vorstellungen des Richters ausge­
prägt haben und ihn veranlassen, bei der Entscheidung 
der anhängigen Strafsache hinsichtlich Strafart und 
-höhe Vergleiche zu ähnlichen, in der Vergangenheit 
gefällten Entscheidungen anzustellen.
Für die Strafzumessung kommt denjenigen Erfahrun­
gen die größere Bedeutung zu, die das Gericht aus der 
Analyse seiner Rechtsprechung gewonnen hat. Ihre 
objektive Grundlage bildet immer eine größere Zahl 
von Entscheidungen. Sie beruhen auf zielgerichteten 
Untersuchungen, mit denen bewußt Aussagen über Ge­
setzlichkeit, Gerechtigkeit und Wirksamkeit der Straf­
zumessung erstrebt wurden, und stützen sich — wenn 
auch, bedingt dadurch, daß hier nur die eigene Recht­
sprechung Untersuchungsgegenstand ist, im begrenzten 
Umfang — auf verallgemeinertes Wissen.
Obwohl diese Erfahrungen aus dem zuletzt genannten 
Grund in ihrer Aussagekraft beschränkt sind, darf ihr 
Nutzen, besonders für die Kontinuität der Strafzumes­
sung des einzelnen Gerichts, nicht unterschätzt wer­
den. Die Gerichte verfügen mit ihnen über ein von der 
Praxis in ihrem Territorium bestätigtes Wissen, daß 
ihnen hilft, ausgehend vom gesetzlichen Strafrahmen 
und von den im Wege von Leitungsdokumenten und 
der Rechtsprechung übergeordneter Gerichte verallge­
meinerten Erfahrungen, die Strafgröße — soweit erfor­
derlich, unter Berücksichtigung örtlicher Bedingungen — 
noch exakter zu bestimmen.
So hat das Bezirksgericht Halle, ausgehend vom Straf­
rahmen des § 161 StGB, vom Beschluß des Präsidiums 
des Obersten Gerichts zur Anwendung der Geldstrafe 
und des Strafbefehlsverfahrens vom 9. Juli 1971 (NJ- 
Beilage 6/71 zu Heft 15) sowie von der Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts und unter Verwendung seiner 
aus der Analyse der Rechtsprechung der Gerichte des 
Bezirks gewonnenen Erfahrungen folgende Rechtssätze 
entwickelt: „Die Entscheidung darüber, ob eine Geld­
strafe als Hauptstrafe das geeignete Mittel ist, kann nur 
unter Berücksichtigung der konkreten gesellschaftlichen 
Zusammenhänge der Straftat auf der Grundlage der in 
den gg 61, 30 und 39 StGB bestimmten Strafzumessungs­
kriterien getroffen werden. Bei Vergehen gegen das so­
zialistische Eigentum, deren erhebliche Tatschwere da­
durch bestimmt wird, daß durch mehrfache Gesetzes­
verletzungen während eines längeren — hier mehrjähri­
gen — Tatzeitraums dem sozialistischen Eigentum ein 
Schaden von 3 200 M zugefügt wird, entspricht eine 
Geldstrafe als Hauptstrafe auch bei sonst positiver Tä­
terpersönlichkeit in der Regel nicht dem Charakter und

16/ Vgl. den redaktionellen Bericht über diese Plenartagung 
in NJ 1972 S. 262 ff. (263).

der Schwere des strafbaren Verhaltens. Sie ist deshalb 
auch nicht das zu Erreichung des Strafzwecks geeignete 
Mittel.“/17/
Es ist einleuchtend, daß der Nutzen und der Wert die­
ser Erfahrungen um so geringer ist, je enger die objek­
tive Grundlage ist, auf die sie sich stützen. Erfahrun­
gen, die auf der Analyse der Rechtsprechung des einzel­
nen Kreisgerichts beruhen, können daher im Interesse 
der Einheitlichkeit der Strafzumessung nur verwertet 
werden, wenn sie der Strafzumessungspraxis der Ge­
richte des Bezirks und der Republik entsprechen. Diese 
Feststellung hat nichts mit Gängelei der Gerichte hin­
sichtlich der Strafzumessung zu tun. Sie beruht auf der 
marxistisch-leninistischen Auffassung über die indivi­
duelle Erfahrung, nach der vorausgesetzt wird, daß in 
die Erfahrung des einzelnen Richters oder Gerichts die 
ständig fortschreitende Erfahrung der Strafzumessungs­
praxis der Gerichte der DDR durch das Studium der 
Leitungsdokumente und der Rechtsprechung der über­
geordneten Gerichte eingeht.
Bedeutung für die Strafzumessung haben schließlich 
auch vergleichende Betrachtungen, die der Richter bzw. 
das Gericht hinsichtlich Straf art und Strafmaß zu ähn­
lichen in der Vergangenheit vom eigenen Gericht oder 
auch anderen Gerichten entschiedenen Strafsachen an­
stellen. Auch hier handelt es sich um Erfahrungen. Bei 
der vergleichenden Betrachtung wird, wenn auch nicht 
analysiert, eine in der Vergangenheit existent gewesene 
objektive Erscheinung — die Entscheidung in einer an­
deren Strafsache — wirksam. Das Gericht bzw. der Rich­
ter prüfen hier:
— Entspricht die zu entscheidende Strafsache in ihrer 

objektiven Schädlichkeit und nach dem Grad der 
Schuld des Täters (Tatschwere) den früheren Straf­
sachen ?

— Sind die Erziehungsfähigkeit und -bereitschaft des 
Täters und ihr Verhältnis zur Tat mit den früheren 
Strafsachen vergleichbar?

— Besteht eine ähnliche tatbezogene politisch-gesell­
schaftliche Situation?

— Welche Folgerungen ergeben sich daraus für die 
Strafgröße in der zu entscheidenden Strafsache und 
für die inhaltliche Ausgestaltung der auszusprechen­
den Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit?

Dennoch steht diese Art von Erfahrungen mit Recht 
hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Strafzumessung am 
Schluß. Nichts wäre falscher, als sich bei der Strafzu­
messung allein oder vorwiegend auf sie zu stützen. 
Das würde notwendigerweise die Einheitlichkeit der 
Strafpolitik und der Strafzumessung gefährden und 
damit die Rechtssicherheit als einen wichtigen Faktor, 
der das Vertrauen der Bürger zu ihrem sozialistischen 
Staat festigt/18/, beeinträchtigen.

/17/ Vgl. BG Halle, Urteil vom 27. September 1971 — 2 BSB 
209/71 - (NJ 1972 S. 300).
/18/ Vgl. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den 
VIII. Parteitag der SED. Berlin 1971. S. 67.

RUDI BECKERT und HEINZ HELBIG, Richter am Obersten Gericht

Höhere Wirksamkeit der Strafverfahren in einfachen Strafsachen 
und Anwendung der Geldstrafe und des Strafbefehlsverfahrens
Die in den Beschlüssen des Präsidiums des Obersten 
Gerichts zur höheren Wirksamkeit des Strafverfahrens 
in einfachen Strafsachen vom 5. Mai 1971 sowie zur An­
wendung der Geldstrafe und des Strafbefehlsverfahrens 
vom 9. Juli 1971 (NJ-Beilage 6/71 zu Heft 15) behandel­
ten Probleme nehmen nach wie vor in der gerichtlichen

Tätigkeit einen bedeutsamen Platz ein. Sie bedürfen 
deshalb, wie Untersuchungen der Inspektionsgruppe des 
Obersten Gerichts bestätigt haben, der ständigen Be­
achtung in der Leitungstätigkeit der Bezirks- und Kreis- 
gerichte./l/ Immer mehr sehen die Gerichte die Arbeit 
mit diesen Leitungsdokumenten als einen wichtigen
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